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Ablauf der Gemeindeinformation 

− Begrüssung und Ausgangslage 
Regierungsrat Dr. Anton Lauber 

− Umsetzung im Kanton Basel-Landschaft 
Peter B. Nefzger, Vorsteher Steuerverwaltung 

− Finanzielle Auswirkungen 
Peter B. Nefzger, Vorsteher Steuerverwaltung 
Johann Christoffel, Leiter Statistisches Amt 

− Würdigung / Fazit 
Regierungsrat Dr. Anton Lauber 

− Fragen und Diskussion 
Regierungsrat Dr. Anton Lauber 



Regierungsrat Dr. Anton Lauber 
Vorsteher der 
Finanz- und Kirchendirektion 
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Begrüssung und Ausgangslage 



4 

Überblick USR III 

Beschlüsse eidg. Parlament 

Ersatzmassnahmen 

• Abschaffung Steuerstatus 
• Patentbox mit Nexus-

Ansatz 
• Erhöhte Abzüge für For-

schung und Entwicklung 
• Zinsbereinigte Gewinn-

steuer 
• Maximale Gesamt-

entlastung 
• Anpassung bei der 

Kapitalsteuer 

Kant. Gewinnsteuersatz-
senkungen 
• Senkung der kantonalen 

Gewinnsteuersätze, 
unterstützt durch 
Massnahmen des Bundes 

Weitere Massnahmen 

• Aufdeckung stiller 
Reserven 

• Teilbesteuerung von 
Dividenden 

• Pauschale Steuer-
anrechnung für Betriebs-
stätten 
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Internationales Umfeld 
− Die Schweiz muss die Unternehmensbesteuerung neu aus-

gestalten, weil auf Druck von EU, OECD und G20 die besonderen 
Steuerstatus abgeschafft werden müssen. 

− Gesellschaften mit besonderem Steuerstatus sind: 
− Domizil- / Verwaltungsgesellschaften 
− Holdinggesellschaften 
− Gemischte Gesellschaften 
− Prinzipalstrukturen 
Ausländische Gewinne solcher Gesellschaften werden heute 
reduziert besteuert («ring-fencing»). Die Steuerbelastung 
beträgt effektiv um die 10 %. 

Abschaffung bis Ende 2020  
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Wirtschaftsstandort Schweiz 

− Fehlende Rechts- und Planungssicherheit bei den 
Unternehmen 

− Aufschub von Investitionsentscheiden 

− Suche von alternativen Lösungen (Restrukturierung, 
Wegzug) 

− Reputationsschaden für die Schweiz 

− "Graue Liste" der EU 

Reform des Unternehmenssteuerrechts ist 
unverändert dringlich 



Steuererträge von Statusgesellschaften 
Gewinnsteuereinnahmen der Kantone und 

Gemeinden, inkl. Bundessteueranteil  
(Ø 2011-2013) 

in Mio. CHF; Anteil in % 
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Quelle: EFD 

Gewinnsteuereinnahmen des Bundes 
(Ø 2011-2013) 

 
in Mio. CHF; Anteil in % 

4'200;  
50 % 

4'200;   
50 % 

Ordentlich besteuerte Gesellschaft

Gesellschaften mit Steuerstatus nach Art. 28 StHG

8'349;  
79.5 % 

2'154;  
20.5 % 

Ordentlich besteuerte Gesellschaft

Gesellschaften mit Steuerstatus nach Art. 28 StHG
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Bedeutung der Statusgesellschaften in BL (Ø 2011–2013) 

Anzahl Gesellschaften 

432 

8'878 

184 

5 %  

62 

237 

21 % 

Ertrag aus Gewinn- und Kapitalsteuern 
sowie aus Kantonsanteil direkte 

Bundessteuer in Mio. CHF 

Statusgesellschaften Ordentlich besteuerte 
Gesellschaften 

Vereine, Stiftungen, andere 

Quelle: Steuerverwaltung Basel-Landschaft 
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Bedeutung von internationalen Unternehmen 

− Wichtige Steuerzahler für Bund, Kanton, Gemeinden und Landes-
kirchen 

− Arbeitgeber für qualifizierte und hochqualifizierte Mitarbeitende 

− Auftraggeber für regionale Wirtschaft und KMU 

− Investoren in Forschung und Entwicklung 

− Auslöser indirekter Effekte 

− Gewinnsteuern von Zulieferbetrieben 

− Einkommenssteuern von Mitarbeitenden 

Innovative international ausgerichtete Unternehmen sind  
wichtig für die Wirtschaftsregion NWCH 
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Stand und Planung für Umsetzung SV17             
(Bund und Kantone) 

− 21. März 2018: Botschaft zur SV17 durch Bundesrat 
verabschiedet 

− April – September 2018: Parlamentarische Beratung 

− Herbst 2018: Verabschiedung SV17 durch eidg. Parlament 
(Idealfall!)  

− Parallel dazu: Start Umsetzung SV17 auf Ebene der 
Kantone (Vernehmlassungsverfahren, parlamentarische 
Beratung etc.) 

− 1. Januar 2020: Inkrafttreten SV17 auf Bundesebene und 
auf kantonaler Ebene  
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Verbesserungen zur abgelehnten Vorlage  
Transparenz Ausgewogenheit  
• Umsetzungspläne der Kantone sind 

bekannt 

• Schätzung der dynamischen 
Auswirkungen  

• Früher Einbezug der Städte und 
Gemeinden  

• Klar definierte Vorgaben für Patentbox 
(Verordnung Bundesrat) und für F&E 
Abzug 

• Verzicht auf zinsbereinigte Gewinnsteuer 
(NID) 

• Erhöhung der Dividendenbesteuerung 

• Erhöhung der Mindestvorgaben der 
Familienzulagen  

• Verschärfung der Entlastungsbegrenzung 
für Unternehmen  



Ziele der SV17 

 
 

Zielkonflikt 

Standortattraktivität / 
kompetitive Unternehmenssteuerbelastung 

Internationale Akzeptanz Finanzielle Ergiebigkeit 

12 
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Vorbemerkung zur Umsetzung in BL 
 

− Der Regierungsrat hat die Richtung vorgegeben und die 
strategische Stossrichtung festgelegt (12. September 2017). 

− Ziel ist eine ausgewogene kantonale Steuerreform 

− Zwischen Kanton, Gemeinden und Landeskirchen (alle 
sitzen im gleichen Boot!) 

− Zwischen Standortattraktivität für Unternehmen und 
finanzielle Ergiebigkeit für das Gemeinwesen 

− Zwischen Statusgesellschaften und KMU 

− Standortattraktivität muss erhalten bleiben. 



Umsetzung in BL 

Peter B. Nefzger 
Vorsteher Steuerverwaltung 
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Umsetzung in BL / Übersicht   
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 



16 

Abschaffung Statusgesellschaften 
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Abschaffung Statusgesellschaften   

− Obligatorisch für die Kantone 

− Abschaffung der kantonalen Steuerstatus für Holding-, 
Domizil- und gemischte Gesellschaften 
Geltendes Recht: 
 
Statusgesellschaften 
bezahlen auf Kantons-
ebene keine oder nur 
eine geringe Gewinn-
steuer 
(Bund: ordentlich) 
 

 
SV17: 
 
Statusgesellschaften 
bezahlen auf Kantons-
ebene die ordentliche 
Gewinnsteuer 
 
(Bund: ordentlich) 
 
 

Übergangsregelung 

(Vorzeitiger Step Up) 

(Sondersatzbesteuerung) 
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Ersatzmassnahmen und Entlastungsbegrenzung 
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Patentbox 

− Obligatorisch für Kantone 

− Entlastung von 90 % in BL 

− Gewinne aus Patenten und vergleichbaren Rechten werden 
ermässigt besteuert (z.B. Lizenzgebühren, Gewinn aus Verkauf 
von Patenten etc.) 

− Ermittlung OECD-konform (z.B. «modifizierter Nexusansatz») 

− Stellt eine wettbewerbsfähige Besteuerung von Erträgen aus 
Patenten und vergleichbaren Rechten sicher 

− Verordnung Bundesrat garantiert einheitliche Anwendung der 
Patentbox in den Kantonen 
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Zusätzlicher Abzug für Forschung und Entwicklung (F&E) 

− Fakultativ für die Kantone 

− Zusätzlicher Abzug von 20 % auf F&E Aufwand im Inland 

− Eigener Personalaufwand für F&E zuzüglich Zuschlag von          
35 % (pauschale Abgeltung für übrige F&E Aufwendungen) 
und/oder 

− 80 % der an Dritte bezahlten Kosten für F&E 
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Entlastungsbegrenzung 
Steuerbarer Gewinn 

F&E-
Abzüge 

mind. 50 % des 
steuerbaren 

Gewinns 

Patent-
box 

Altrecht-
licher 

Step Up 
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Gewinnsteuersatz 
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Gewinnsteuersatz / Senkung auf 13.45 % 

Aktuell max. 
Gesetzlicher  
Steuersatz 

Effektiver  
Steuersatz 

Bund Kanton / 
Gemeinde 1) 

Bund / Kanton / 
Gemeinde 1) 

8.5 % 17.6 % 20.7 % 

Aktuell min. 
Gesetzlicher  
Steuersatz  

Effektiver  
Steuersatz 

Bund Kanton / 
Gemeinde 1) 

Bund / Kanton / 
Gemeinde 1) 

8.5 % 8.3 % 14.4 % 

SV17 (max.) 
Effektiver 
Steuersatz  

Gesetzlicher 
Steuersatz  

Bund / Kanton / 
Gemeinde 1) 

Kanton / 
Gemeinde 1) Bund 

13.45 % 7.04 % 8.5 % 

1) Inkl. Kirchensteuer 
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Gewinnsteuersatz / Staffelung 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 ff. 

Effektiver Steuersatz 

Gewinnsteuersatz für 
ordentlich besteuerte 
Gesellschaften 

20.7 % 18 % 18 % 18 % 15.9 % 15.9 % 13.45 % 

Sondersatzbesteuerung 
für Statusgesellschaften ~ 10 % 13.45 % 10 – 12 % 
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Anpassung Kapitalsteuer  
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 



Senkung Kapitalsteuersatz 

Kapitalsteuersatz in ‰ 

Aktuell SV17 Effekt 

Kanton 1) Gemeinde 
(max.) Kanton 1) Gemeinde 

(max.) 
Ordentliche Besteuerung   1.05 2)    2.75 1.05 0.55 

Holdinggesellschaft  0.105  0.10 1.05 0.55 

Domizilgesellschaft  0.525  0.50 1.05 0.55 

Gemischte Gesellschaft  0.525  0.50 1.05 0.55 

Prinzipalgesellschaft    1.05 2)   2.75 1.05 0.55 

1) Inkl. Kirchensteuer 

2) Anrechnung Gewinn- an Kapitalsteuer bis 2019 

26 
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Ermässigung bei der Kapitalsteuer – Beispiel  

Aktiven Quote 
privilegiert 

Ermässi-
gung Passiven 

Flüssige Mittel  100 0 % 0 % 500 Fremdkapital 

Beteiligungen  800 80 % 80 % 500 Eigenkapital 

Patente  100 10 % 80 % 

Total 1'000 90 % 1'000 Total 

Steuerbares Eigenkapital 

Eigenkapital 500 

-  Ermässigung Beteiligungen 
(EK 500 x 80 % x 80 %) - 320 

-  Ermässigung Patente 
 (EK 500 x 10 % x 80 %) - 40 

Steuerbares Eigenkapital 140 

Effektive Kapitalsteuerbelastung von 0.45 ‰ (anstatt 1.6 ‰) 
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Dividendenbesteuerung  
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Dividendenbesteuerung: Erhöhung  
Geltendes Recht 
 
Reduktion auf der Bemessungsgrundlage* 
40 %: UR 
50 %: LU, SZ, OW, ZG, FR, BS 
60 %: SO, GR, TG, TI, VS, NE, GE, JU, Bund 
70 %: VD 
 
Reduktion auf dem Steuersatz* 
35 %: GL 
40 %: AI, AG 
50 %: ZH, BE, NW, BL, SH, SG 
60 %: AR 
 
*Die Angaben beziehen sich auf das 
Privatvermögen 

SV17 
 
Reduktion auf der Bemes-
sungsgrundlage (Privat- und 
Geschäftsvermögen) 
 
Bund: 70 %  
Kantone: mind. 70 % 
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Berücksichtigung der Gemeinden und Landeskirchen  
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Berücksichtigung der Gemeinden und Landeskirchen 

− Erhöhung Anteil direkte Bundessteuer von 17 % auf 21.2 % 
ab 2020 

− Differenz von 4.2 Prozentpunkten ≈ MCHF 28 im 2020 

− Aufteilung auf Kanton, Gemeinden und Landeskirchen 
entsprechend dem Steuerertrag juristischer Personen: 

 

 

Anteile Steuerertrag JP Betrag in MCHF (2020) 
Kanton 100 17.5 
Gemeinden 55 9.6 
Landeskirchen 5 0.9 
Total 160 28.0 
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Erhöhung Familienzulagen  
Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

Aufhebung der Regelungen für Statusgesell- 
schaften mit Übergangsregelung 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch  Einführung mit 90 % Entlastung 
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ Einführung mit 20 % Zuschlag 
Entlastungsbegrenzung max. 70 %  Entlastungsbegrenzung von 50 % 
------ Gewinnsteuersatzsenkung auf 13.45 % 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ 
 

- Kapitalsteuersatz von 1.6 ‰ 
- Entlastung beim Eigenkapital 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Erhöhung Dividendenbesteuerung auf 70 %  
Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil  

Anteilmässige Berücksichtigung der 
Gemeinden und Landeskirchen 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

Umsetzung gemäss Bundesvorgabe 
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Erhöhung Familienzulagen  

Betroffene Kantone (19): 

Zürich, Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden (nur bei Ausbildungs-
zulagen), Glarus, Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Schaffhausen, 
Appenzell-Ausserrhoden, Appenzell-Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Tessin und Neuenburg (nur bei Kinderzulagen) 

+ 30 CHF 
+ 30 CHF 

Ausbildungszulagen 
Kinderzulagen 

20
0 

C
H

F 

25
0 

C
H

F 
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Weitere Reformpunkte der SV17 

Vorgaben für Kantone Umsetzung BL 
Aufdeckung stiller Reserven bei Zu-/ Wegzug   

Anpassungen bei der pauschalen Steuer-
anrechnung   

Anpassungen bei Transponierung   

Anpassung NFA … 
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SV17 – Zeitplan  
(ohne Referendum auf Bundesebene)  

Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 

2017 2018 2019 2020 

Juni 2017 
Eckwerte 
 

Sept. - Dez. 2017  
Vernehmlass-
ungsverfahren  

März 2018 
Botschaft 

  

Q2/Q3 2018 
Beratung 
Parlament  

2017 2018 2019 2020 

Q3/Q4 2018  
Schluss- 
abstimmung 

1.1.2020 
Inkraftsetzung 
  

Q1/Q2 2019 
Beratung  
Landrat  

24. Nov. 2019 
Referendums-
abstimmung? 

1.1.2020 
Inkraftsetzung 
  

Q4 2018 
Beratung  
FinKo LR 

Apr. – Aug. 2018  
Vernehmlass-
ungsverfahren  

Sept./Okt. 2018 
Definitive  
Vorlage BL 

BUND 

KANTON 

25. April 2018 
Präsentation 
Vorlage BL  



Finanzielle Auswirkungen 

Peter B. Nefzger / Johann Christoffel 
Vorsteher Steuerverwaltung / Leiter Statistisches Amt 
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Gemeindesteuerfuss statt Gemeindesteuersatz 

Heute 
Die Gemeinden erheben bei den natürlichen Personen (NP) einen 
Steuerfuss (% der Staatssteuer) und bei den juristischen Personen 
(JP) einen Steuersatz (% des steuerbaren Gewinns und Kapitals). 

In Zukunft 
Die Gemeinden sollen zukünftig auch bei den JP einen Gemeinde-
steuerfuss für die Gewinn- und die Kapitalsteuer festsetzen. 

Begründung 
− Das Steuersystem wird transparenter und einfacher.  
− Das Ungleichgewicht von Kapital- und Gewinnsteuern wird be-

seitigt.  
− Die meisten Kantone kennen bereits heute dieses System. 
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Festsetzung Gemeindesteuerfuss 

− Verhältnis der Steuererträge von JP (Gewinn- und Kapitalsteuern) 
zwischen Kanton und Gemeinden wird beibehalten. 

− Basis bildet der Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2016 = 53.4 %. 

− Der Gemeindesteuerfuss beträgt maximal 55 % der Staatssteuer. 

− Wettbewerb unter den Gemeinden und Gemeindeautonomie 
bleiben erhalten. 

− Obergrenze für Gemeinden besteht schon heute. 

− Unterschiedlicher Gemeindesteuerfuss für Gewinn- und Kapital-
steuer ist möglich. 

− Der Gemeindesteuerfuss wird per 2023 eingeführt. 
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Gewinn- und Kapitalsteuersatzsenkung 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 ff. 

Gesetzlicher Gewinnsteuer-
satz Kanton (exkl. Kirche) 12.0 % 8.0 % 8.0 % 8.0 % 6.5 % 6.5 % 4.4 % 

Gesetzlicher Gewinnsteuer-
satz/-fuss Gemeinde (max.) 5.0 % 5.0 % 5.0 % 5.0 % 3.6 % 3.6 % 2.42 % 

Verhältnis 
Gemeinde/Kanton 41.7 % 62.5 % 62.5 % 62.5 % 55 % 55 % 55 % 

Gesetzlicher Kapitalsteuer-
satz Kanton (exkl. Kirche) 1 ‰ 1 ‰ 1 ‰ 1 ‰ 1 ‰ 1 ‰ 1 ‰ 

Gesetzlicher Kapitalsteuer-
satz/-fuss Gemeinde (max.) 2.75 ‰ 0.55 ‰ 0.55 ‰ 0.55 ‰ 0.55 ‰ 0.55 ‰ 0.55 ‰ 

Verhältnis 
Gemeinde/Kanton 275 % 55 % 55 % 55 % 55 % 55 % 55 % 



40 

Finanzielle Auswirkungen – Vorbemerkung 

− Wachstumsprognosen bis 2020 berücksichtigt 

− Dynamische Betrachtung: Berücksichtigung eines jährlichen 
Wachstums von 2.5 % bei der Gewinnentwicklung ab 2021 

− Keine Berücksichtigung von Zu- und Wegzügen sowie 
Statuswechseln von Unternehmen etc. ab 2020 

− NFA-Veränderungen ab 2024 berücksichtigt (nur Kanton) 

− Minderertrag aus Ersatzmassnahmen: mit 15 % Einschlag 
auf der Steuerbasis berücksichtigt  
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Finanzielle Auswirkungen (Vergleich mit 2020 ohne SV17)  
Kanton (in MCHF) 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Steuermindererträge aus SV17 -46 -42 -39 -52 -48 -33 
Ausgleichszahlung Bund 18 18 18 19 19 20 
Anpassung Teilbesteuerung 0 0 0 0.5 0.5 1.0 
Auswirkung NFA 0 0 0 0 -7 -13 

Total -29 -25 -20 -32 -35 -26 

Gemeinden (in MCHF) 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Steuermindererträge aus SV17 -23 -21 -19 -28 -27 -18 
Ausgleichszahlung Bund 10 10 10 10 11 11 
Anpassung Teilbesteuerung 0 0 0 0.3 0.3 0.6 

Total -13 -11 -8 -18 -16 -7 

Landeskirchen (in MCHF) 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Steuermindererträge aus SV17 -2.3 -2.1 -1.9 -2.6 -2.4 -1.7 
Ausgleichszahlung Bund 0.9 1.0 1.0 1.0 1.0 1.0 

Total -1.4 -1.1 -0.9 -1.6 -1.4 -0.7 
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Aufteilung der Ausgleichszahlung Bund im Kanton BL 

0.9 
Mio. 

9.6 Mio. 
17.5 Mio. 

− Total CHF 28 Mio. für BL 

− Aufteilung nach Verhältnis 
Gewinn- und Kapital-
steuereinnahmen 
juristischer Personen: 

− Kanton 100 % 

− Gemeinden 55 % 

− Landeskirchen 5% 
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Verteilung Bundessteueranteil unter den Gemeinden 
− Anteil von 6.8 % des gesamten Bundessteueranteils 

− Aktuell rund CHF 10 Mio. 

− Verteilung im Verhältnis der Einwohnerzahlen (pro Kopf) 

− Gemäss Konsultativkommission Aufgabenteilung und Finanzausgleich (KKAF)  

− Jede Gemeinde erhält pro Einwohner gleich viel: ~ CHF 33 

− Die Steuerausfälle werden durch den Finanzausgleich abgefedert 

− Quartalsweise Auszahlung durch die Steuerverwaltung 

− Beginn ab 2. Quartal 2020 

− Verworfene Varianten: 

− Nach Steuerertrag JP 

− Nach SV17-Ausfällen 

− Via Finanzausgleich 
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Verteilung Bundessteueranteil unter den Landeskirchen 

− Anteil von 0.6 % des gesamten Bundessteueranteils  

− Aktuell rund CHF 1 Mio. 

− Verteilung im Verhältnis der Kirchenglieder 

− Evangelisch-reformierte Landeskirche: rund 54 % 

− Römisch-katholische Landeskirche: rund 45 % 

− Christkatholische Landeskirche: rund 1 % 

− Quartalsweise Auszahlung durch die Steuerverwaltung 

− Beginn ab 2. Quartal 2020 
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Auswirkungen auf die Gemeinden: Finanzausgleich 

− Alle Gemeinden sind von der SV17 betroffen, nicht nur die 
Gemeinden mit Steuererträgen von juristischen Personen. 

− Durch die tiefere Steuerkraft ist beim interkommunalen 
Finanzausgleich (FA) auch das Ausgleichsniveau tiefer als 
ohne die SV17-Steuerausfälle. 

− Entwicklung des Ausgleichsniveaus in CHF pro Kopf        
(ab 2019 Prognose): 

 
2016-2018 2019 2020-2021 2022-2024 2025 

Ohne SV17 2'485.- 2'638.- 2'638.- 2'724.- 2'811.- 
Differenz -32.- -32.- -108.- -120.- 
Mit SV17 2'606.- 2'606.- 2'616.- 2'691.- 
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Auswirkungen auf die einzelnen FA-Gemeindetypen 

Gemeindetypen 

Gebergemeinden Empfängergemeinden 

Sehr finanzstark, 
wenig Steuern JP 

Weniger finanzstark, 
viel Steuern JP 

Bezahlen 15 % 
weniger FA auf 
den  (geringen) 
SV17-Ausfällen. 
 

Gegenläufige Effekte 
Berechnungstool 
 
 

Steuern JP und  
Finanzstärke irrelevant 

Allfällige Steueraus-
fälle werden durch FA 
kompensiert. FA steigt 
aber weniger stark als 
ohne SV17.  
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Auswirkungen auf die finanzstarken Gebergemeinden 

− Geringer Anteil Steuern JP am Steuerertrag: 2-5 % 
− Finanzausgleich: 15 % Steuerkraftabschöpfung 
− Auswirkungen im Vergleich zu 2020 ohne SV17 in CHF 

pro Kopf:  

2020 2025 

Minderertrag JP durch SV17 -25.- -19.- 

Entlastung Finanzausgleich +3.- +2.- 

Höhere Teilbesteuerung NP +0.- +2.- 

Bundessteueranteil +33.- +36.- 

Total +11.- +21.- 

-22.- -15.- 
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Auswirkungen auf die weniger finanzstarken Geber-
gemeinden und/oder mit hohen Steuern JP 

− Z.T. hoher Anteil Steuern JP am Steuerertrag: bis 46 % 
− Finanzausgleich: 60 % der Steuerkraft über dem Aus-

gleichsniveau 
− Ausfälle stark abhängig vom Anteil JP und von der Firmen-

struktur → Berechnungstool 

− Wegen starken Unterschieden ist keine generelle Aussage 
zu diesen Gemeinden möglich 
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Auswirkungen auf die Empfängergemeinden 

− Meist geringer Anteil Steuern JP am Steuerertrag: ø 7 % 
− Finanzausgleich: FA füllt Steuerkraft bis zum Ausgleichs-

niveau auf → insofern spielt Steuerausfall keine Rolle  
− Auswirkungen im Vergleich zu 2020 ohne SV17 in CHF pro 

Kopf:  
2020 2025 

Minderertrag JP durch SV17 -27.- -21.- 
Auswirkungen Finanzausgleich -32.- +53.- 
Höhere Teilbesteuerung NP 0.- +2.- 
Bundessteueranteil +33.- +36.- 
Total -26.- +70.- 

-59.- +34.- 
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Berechnungstool für Gemeinden 
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Berechnungstool für Gemeinden 

− Aktualisierte Version inkl. Anleitung an 42 Gemeinden zugestellt 

− Diverse Eingabefelder können nur durch die Gemeinde ausgefüllt 
werden (Daten sind z.T. nur bei der Gemeinde vorhanden) 

− Ausgangszahlen und Wachstumsprognosen beeinflussen Finanz-
ausgleich stark (Finanzausgleich wird gemäss AFP-Prognosen 
berechnet) 

− Darstellung analog Kanton: Vergleich jeweils mit 2020 ohne SV17 

− Bei Fragen 

− Steuerberechnungen: sabine.bucher@bl.ch  

− Finanzausgleich: michael.bertschi@bl.ch  

mailto:sabine.bucher@bl.ch
mailto:michael.bertschi@bl.ch


Regierungsrat Dr. Anton Lauber 
Vorsteher der 
Finanz- und Kirchendirektion 
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Würdigung und Fazit 
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Übersicht Kantone Nordwestschweiz  

 

 
Kanton Effektiver     

Gewinnsteuersatz Patent box Abzug für F&E Maximale 
Entlastung 

BL 13,45 % 90 %  20 %  50 %  

BS 13,04 % 90 %   40 % 

AG 18,17 % 90 %  50 %  70 %  

SO 13,12 – 16,32 % 90 %  50 %  50 %  

JU 15,40 – 17,48 % 90 %  50 %  60 %  

Quelle: Botschaft Steuervorlage 17 
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Gewinnsteuersatz / Interkantonaler Vergleich (aktuell) 
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Gewinnsteuersatz / Interkantonaler Vergleich (SV17)  

Quelle: Botschaft Steuervorlage 17 

Kommunizierte Maximalsätze 
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Ausblick im AFP 2019 – 2022 
(Stand 14. März 2018 / Planungsrichtlinie) 

 In Mio. CHF R2017 B2018 B2019 F2020 F2021 F2022 

Saldo Erfolgsrechnung  67 1 106 63 110 142 

Selbstfinanzierung 216 106 224 197 247 283 

Saldo Investitionsrechnung  -181 -297 -213 -199 -203 -230 

Finanzierungssaldo  35 -192 11 -2 44 53 

Selbstfinanzierungsgrad in % 119% 36% 105% 99% 122% 123% 

          

Eigenkapital 379 381 487 550 660 802 

Nettoverschuldung I 2'842  3'034  3'023  3'025  2'981  2'928  
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Würdigung 
− Stärkung Standortqualität Kanton BL  

− Wettbewerbsfähiger Gewinnsteuersatz (national und international) 

− für international ausgerichtete Unternehmen vertretbare Mehrbelastung 

− für heute ordentlich besteuerte Unternehmen, darunter viele KMU, spürbare 
Entlastung 

− Innovationsförderung (Patentbox, Abzug für Forschung & Entwicklung) 

− Anpassung Unternehmenssteuerrecht an internationale Entwicklungen 

− Rechts- und Planungssicherheit für Unternehmen   

− Sicherung von Arbeitsplätzen  

− Ausgewogenheit der Vorlage für Kanton, Gemeinden und Landeskirchen 

− Finanzielle Ergiebigkeit: Sicherstellung zukünftiges Steueraufkommen 



Fazit 

Rasche 
Umsetzung! 

 

Standortattraktivität / kompetitive Unternehmenssteuerbelastung 
• Reform ist unvermeidlich  Nichts tun ist keine Option 
• Sicherstellung von internationaler und interkantonaler Wettbewerbsfähigkeit 
• Rechts-, Planungs- und Investitionssicherheit für Unternehmen 
• Sicherung von Arbeitsplätzen 

Internationale Akzeptanz 
• Steuersystem entspricht internationalen 

Standards 
• Keine "grauen" oder "schwarzen" Listen mit CH 

Finanzielle Ergiebigkeit 
• Sicherung von Steuersubstrat 
• Mindererträge sind vertretbar 
• Mindererträge im AFP 2019-2022 

berücksichtigt 
• Statusgesellschaften zahlen tenden-

ziell mehr – KMU werden entlastet 
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Fragen und Diskussion  
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Anhang 

60 
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Anträge WAK-S (1)   
Botschaft Bundesrat Anträge WAK-S 
Aufhebung der Regelungen für Status-
gesellschaften mit Übergangsregelung 

  
 

Patentbox / Entlastung max. 90 % / obligatorisch    
Zusätzliche F&E-Abzüge (max. 50 %) / fakultativ   
--- Abzug für Eigenfinanzierung, sofern Steuer-

satz für Kanton, Kantonshauptort und Kirche 
zusammen mindestens 13.5 % beträgt 

Entlastungsbegrenzung max. 70 %    
--- Einschränkung des Kapitaleinlageprinzips für 

börsenkotierte Gesellschaften ("Pro Franken 
steuerfreie Kapitalrückzahlung ein Franken 
steuerpflichtige Dividende") 
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Anträge WAK-S (2)   
Botschaft Bundesrat Anträge WAK-S 
Entlastungen bei der Kapitalsteuer / fakultativ   

Entlastung auch auf konzerninternen 
Darlehen 

Erhöhung Dividendenbesteuerung: Min. 70 % Dividendenbesteuerung:  Bund: 70 % 
  Kantone: Min. 50 % 

Berücksichtigung der Städte und Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem erhöhtem 
Bundessteueranteil (21.2 %) 

 
 

Erhöhung der Mindestvorgaben für 
Familienzulagen (CHF 30) 

  
Zusatzfinanzierung für die AHV ("Pro Franken 
Steuerausfall ein zusätzlicher Franken für die 

AHV") 
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